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Vorwort 

Die vorliegende Abhandlung wurde im Wintersemester 1991/92 von der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Albert-Ludwigs-Universität zu Frei-
burg als Dissertation angenommen. Rechtsprechung und Literatur sind bis 
Dezember 1991 berücksichtigt. 

Das Thema wurde von meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor Dr. 
Dr. h. c. Peter Arens angeregt, der die Arbeit bis zu seinem unerwarteten 
und viel zu frühen Tod betreute. Ihm habe ich für die vielfältige wissen-
schaftliche wie menschliche Förderung zu danken, die ich während meiner 
langjährigen Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter an dem von ihm 
geleiteten Institut für Deutsches und Ausländisches Zivilprozeßrecht erfah-
ren durfte. 

Danken möchte ich aber auch Herrn Professor Dr. Lorenz Fastrich, der 
sich nach dem Tode von Professor Arens ohne Zögern bereit erklärt hat, die 
Erstbegutachtung der nahezu fertiggestellten Arbeit zu übernehmen. 

Herrn Professor Dr. Dieter Leipold danke ich für die Übernahme des 
Zweitgutachtens. 

Freiburg i. Br., im Januar 1992 

Ralf Merschfonnann 
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Einleitung 

Nach § 209 Abs. 1 BGB wird die Verjährung unterbrochen, "wenn der Be-
rechtigte auf Befriedigung oder auf Feststellung des Anspruchs ... Klage er-
hebt". 

Genauso beginnt ein bereits im Jahre 1962 veröffentlichter Aufsatz von 
Wolfram Henckel1, in dem er eine kurz zuvor erschienene Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts zum Anlaß nimmt, sich mit der Bedeutung dieser 
Vorschrift über den üblichen Rahmen einer Urteilsanmerkung hinaus aus-
einanderzusetzen. 

Wenn mit der vorliegenden Arbeit erneut dieser Versuch unternommen 
wird, so geschieht dies auf grund der Fülle größtenteils höchstrichterlicher 
Entscheidungen, die sich seither mit den Grenzen der Verjährungsunter-
brechnung beschäftigt haben. Demgegenüber hat diese Frage in der Litera-
tur nur wenig Beachtung gefunden, sieht man einmal von der Behandlung in 
den umfangreichen Monographien von Spiro2 und Peters/Zimmennann3 ab. 
Das überrascht, denn für den Rechtssuchenden hängt die Durchsetzbarkeit 
seiner Ansprüche, wie die zahlreichen Entscheidungen eindrucksvoll bewei-
sen, vielfach davon ab, wie weit die verjährungsunterbrechende Wirkung ei-
ner von ihm erhobenen Klage (oder einer ihr gleichgestellten Rechtshand-
lung, vgl. § 209 Abs. 2 BGB) reicht. 

Üblicherweise lautet die Antwort: so weit wie der Streitgegenstand4. Daß 
dies nicht uneingeschränkt gilt, zeigt schon ein Blick auf die wenigen gesetz-
lich geregelten Ausnahmefälle (vgl. §§ 477 Abs. 3, 639 Abs. 1 BGB), in 

1 Hencke~ Die Grenzen der Verjährungsunterbrechung, JZ 1962, 335ff. 
2 Spiro, Die Begrenzung privater Rechte durch Verjährungs-, Verwirkungs- und Fatalfri-

sten, Bd. 1, 1975. 
3 Peters;'ZimrMrmann, Verjährungsfristen, Der Einfluß von Fristen auf Schuldverhältnisse; 

Möglichkeiten der Vereinheitlichung von Verjährungsfristen, 1981; Teilfragen behandeln etwa 
auch Artns, Zur Verjährungsunterbrechung durch Klageerhebung, FS Schwab, 1990, S. 17ff.; 
Graf, Feststellungsklage und Verjährungsunterbrechung, 1989. 

4 Palandt/Heinrichs, § 209 Anm. 6&; Emum/Hefermehl, § 209 Rn. 3. 

2 M<nchformllllll 
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denen die Unterbrechung der Verjährung eines der in ihnen genannten An-
sprüche jeweils auch für die übrigen Ansprüche wirken soll, obwohl, prozes-
sual gesehen, verschiedene Streitgegenstände vorliegen. 

Zwischenzeitlich hat die Rechtsprechung diese Vorschriften längst über 
ihren eigentlichen Anwendungsbereich hinaus erstreckt. Auffällig ist aber 
auch die zunehmende Bereitschaft der Gerichte, bei der Bestimmung des 
Umfangs der Verjährungsunterbrechung verstärkt auf den Sinn und Zweck 
der Verjährungsregelung abzustellen, anstatt sich grundsätzlich an einen 
vorab für alle Fälle einheitlich definierten Streitgegenstandsbegriff binden 
zu lassen. 

Darüber hinaus begnügt sich der BGH in jüngster Zeit mit der Feststel-
lung, daß es sich bei den in Frage stehenden "streitgegenständlichen" An-
sprüchen dem Grunde nach um unterschiedliche Ausprägungen des glei-
chen Rechts und demnach "wesensmäßig" gleiche Ansprüche handele, die 
auf das "gleiche Endziel" gerichtet seien, um die verjährungsunterbrechende 
Wirkung über die Grenzen des prozessualen Streitgegenstandes hinaus aus-
zudehnen5. 

Nun ist die Forderung nach einer stärkeren Berücksichtigung materiell-
rechtlicher Zusammenhänge bei der Behandlung prozessualer Fragen nicht 
neu. Gerade im Bereich der seit Jahrzehnten anhaltenden Streitgegen-
standsdiskussion mehren sich die Stimmen, die für eine "Rückbesinnung des 
Prozeßrechts auf das materielle Recht" eintreten6. 

Indessen bietet die Rechtsprechung des BGH wenig Anhaltspunkte für 
eine grundsätzliche Neufassung des prozessualen Streitgegenstandsbegriffs. 
Nach wie vor hält die höchstrichterliche Rechtsprechung an dem herkömm-
lichen Streitgegenstandsbegriff, gekennzeichnet durch den Klageantrag und 
den zu seiner Begründung vorgetragenen Lebenssachverhalt, fest7, wobei 
allenfalls offenbleibt, worin der Schwerpunkt zu sehen istB. 

Auch für die Frage, ob und in welchem Umfang eine erhobene Leistungs-
oder Feststellungsklage die Unterbrechung der Verjährung hinsichtlich ei-

S BOH, NJW 1988, 1964 (1965) = BOHZ 104, 268 (275). 
6 Zu dieser Fcststelllung vgI. Stein/lonas/Schumann, Einl. V C 58 = Rn. 277 mit einem 

Überblick über die einschlägigen Monographien von Henckel, Georgiades und Rbnmelspacher. 
7 BOH, NJW 1986, 1046; BOH, NJW-RR 1987, 525f.; BAO, NJW 1984,1710 (1711). 
8 BOH, NJW 1981, 2306. 
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nes Anspruchs herbeiführt, soll es immer noch darauf ankommen, was nach 
dieser DefInition Gegenstand der Klage ist9• 

Dem aber widerspricht es, wenn der BGH teilweise der verjährungsunter-
brechenden Wirkung einer Klageerhebung auch für spätere Abänderungen 
des Klagebegehrens Bedeutung beimessen will und dies mit einem besonde-
ren Näheverhältnis der prozessual verschiedenen Ansprüche begründet. 

Das mag im Einzelfall zu angemesseneren Ergebnissen führen, läßt je-
doch befürchten, daß die Rechtsprechung, insbesondere die des BGH, für 
den Rechtssuchenden allgemein an Vorhersehbarkeit verliert 10. Eine bere-
chenbare Zivilrechtspflege aber trägt in hohem Maße dazu bei, Auseinan-
dersetzungen zu vermeiden bzw. eine außergerichtliche Beilegung von 
Streitfällen zu fördernll. 

Dies erkennt offenbar auch der BGH, wenn er betont, daß trotz aller Pro-
bleme, die der herkömmliche Streitgegenstandsbegriff mit sich bringen mag, 
im Grundsatz an der Maßgeblichkeit des Streitgegenstands für die Bestim-
mung des Umfangs der verjährungsunterbrechenden Wirkung der Klageer-
hebung festzuhalten sei und bekräftigend hinzufügt, daß jede andere Be-
trachtungsweise zu einer "Beeinträchtigung der Rechtssicherheit und 
Rechtsklarheit" führen würdel2. Schon deshalb bedürfe dieser Grundsatz 
prinzipiell keiner Fortentwicklung13• 

Um so bedenklicher erscheint die erwähnte Bereitschaft der Gerichte, 
entgegen diesen Beteuerungen mit Begriffen wie der "wesensmäßigen 
Gleichheit" bestimmter Ansprüche oder der "Gleichheit im Ziel" von den 
prozeßrechtlichen Voraussetzungen der Verjährungsunterbrechung abzu-
rücken und den Ermessensspielraum für die Gerichte14 zu erweitern. 

Diese Entwicklung soll zunächst dargestellt und auf ihre Notwendigkeit 
hin untersucht werden. 

2· 

9 BGH, NJW 1988, 96S (966). 
10 V gl. Arens, FS Schwab, S. 31. 
11 SteinjJOnas/SCIw17Ul1l1l, Ein!. I C 3d = Rn. 14. 
12 BGH, NJW 1988, 96S (966). 
13 so BGH, VersR 1982,852. 
14 Arens, FS Schwab, S. 31. 
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